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Die Abgeordneten zum Nationalrat Voggenhuber, Wabl, Freundin­

nen und Freunde haben am 24. 5. 1995 an mich eine schriftli­
che Anfrage mit der Nr. 1180/J betreffend Inverkehrbringung 
gentechnisch veränderter, herbizidresistenter Nutzpflanzen 
gerichtet. Auf die - aus Gründen ,der besseren Übersichtlich­

keit - in Kopie beigeschlossene Anfrage beehre ich mich, 

folgendes mitzuteilen: 

Die beiden erwähnten Anträge waren bei den zuständigen Be­

hörden Frankreichs bzw. der Niederlande gestellt und nach 

deren befürwortender Stellungnahme im Wege der EU-Kommission 

(DG XI) an die zuständigen Behörden der anderen EU-Mitglieds­
länder zur Stellungnahme geschickt worden'. Diese haben dafür 
nach Artikel 13 der RL 90/220/EWG 60 Tage Zeit.' In Österreich 
sind nach § 100 des Gentechnikgesetzes, BGBl. 510/1994, der 
Bundesminister für Gesundheit und Konsumentenschutz und der 
Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Kunst zustän­
dige Behörden. Im Sinne der Ausschußfeststellung des Gesund­
heitsausschusses zu § 39 des Gentechnikgesetzes (1730 der 
Beilagen zu den stenographischen Protokollen des NR, XVIII. 

GP) wurde auch mein Ressort um Stellungnahmen zu den beiden 
Anträgen ersucht. 

4AßO IJ 

1171/AB XIX. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original) 1 von 13

www.parlament.gv.at



- 2 -

Artikel 19 der EU-Richtlinie 90/220/EWG regelt die behörd­

liche Handhabung von vertraulichen Informationen. Diese müs­
sen im Antrag als solche klar gekennzeichnet sein und dürfen 
nur an eine beschränkte Anzahl von Vertretern der zuständigen 
Behörden in den jeweiligen EU-Mitgliedsländern, die gegenüber 

der EU-Kommission notifiziert sind, zur aearbeitung weiterge­

geben werden. 

Die beiden Anträge enthalten nur einige wenige vertrauliche 
Informationen. Die in der Frage angegebenen Informationen 
dürfen nach Artikel 19(4) der EU-Richtlinie 90/220/EWG auf 
keinen Fall als vertraulich gekennzeichnet werden. 

Die Handhabung der nicht-vertraulichen Informationen ist in 

den einzelnen EU-Mitgliedsländern sehr unterschiedlich und 
reicht von aktiver Information der Öffentlichkeit über freien 
Zugang zu den Antragsunter,lagen nach Anfrage, Verweis auf die 
zuständige Behörde des Mitgliedslandes, bei der der Antrag 

ursprünglich eingereicht wurde, bis zur strikten Geheimhal­
tung aller Informationen auf der Ebene der Behörden. Die 
Thematik der vertraulichen Informationen wird auf der Ebene 
des EU-Komitees der zuständigen Behörden mit dem Ziel einer 
harmonisierten Vorgangsweise noch diskutiert. 

wie bereits ausgeführt, hat das Umweltressort die beiden 

Anträge zur Stellungnahme erhalten und verfügt daher auch 
über die angefragten Informationen, soweit sie in den Anträ­
gen enthalten ,sind. Aufgrund einer Anfrage nach dem Umweltin­
formationsgesetz, BGBI. Nr. 495/1993, und unter den dort an­
geführten Voraussetzungen würden diese einzelnen Abgeordneten 

zum Nationalrat zur Verfügung gestellt werden. 
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Die einzelnen Stellungnahmen meines Ressorts wurden bisher 
dem Parlament mangels gesetzlicher Grundlage nicht übermit­

telt und auch sonst nicht veröffentlicht. Es besteht jedoch, 
wie schon in der Antwort zu Frage 2 angesprochen, die Mög­
lichkeit, daß einzelne Abgeordnete zum Nationalrat, bezie­
hungsweise interessierte Bürger, Anfragen nach dem Umweltin­

formationsgesetz (UIG), BGBI. Nr. 495/1993, stellen. Die 
Beantwortung dieser Anfragen wird unter den Voraussetzungen 
des UIG, nach Maßgabe der vorhandenen Umweltdaten erfolgen. 

In diesem Zusammenhang wird auch auf den von der Bundesmini­
sterin für Gesundheit und konsumentenschutz dem Nationalrat 
vorzulegenden Bericht der Gentechnikkommission nach § 99 Abs. 
5 des Gentechnikgesetzes und insbesondere auf § 99 Abs. 5 
lit. b verwiesen. 

Die zusätzlich zum Insektenresistenzgen in den Mais gen­
technisch eingeführte Resistenz gegen ein Herbizid, wobei 
diese Herbizidresistenz nicht nur als Markergen bei der Züch­
tung verwendet werden kann, sondern auch einen entsprechenden 

Herbizideinsatz beim landwirtschaftlichen Anbau ermöglicht, 

wurde seitens des Umweltressorts kritisiert. 

Beim Radicchio rosso kann die Herbizidresistenz nur als Mar­
kergen bei der Züchtung zur Weitergabe des Gens für die männ­
liche Sterilität verwendet werden. Beim Anbau der gewonnenen 
ertragsgesteigerten Hybride, welche aus Gründen der Mendel­

schen Genetik nur zu,50% resistent gegen das Herbizid sind, 
ist 'aus technischen Gründen kein Einsatz dieses Herbizids 

möglich. Das Umweltressort hat daher gegen dieses Konzept 
keine Bedenken geäußert. 
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Langzeitauswirkungen eines Einsatzes von herbizidresistenten 
Pflanzen in Kombination mit dem jeweiligen Herbizid, sowie 
die Auswirkungen auf den Herbizidgebrauch sind jedoch noch 

nicht ausreichend untersucht und werden von Fall zu Fall 
variieren. Im Rahmen der EU wurde eine Analyse dieser ökolo­
gisch bedeutsamen Aspekte eben erst initiiert (Ad Hoc Group 

on the Environmental Assessment of Herbicide Resistant Plants 
and the Impact of tneir Use). Von den Vertretern der Mit­
gliedsstaaten wurden beim ersten Treffen dieser Gruppe eine 
Reihe von Bedenken geäußert (10. Februar 1995). 

Solange keine Ergebnisse. der Beratungen dieser Gruppe vorlie­

gen und erhebliche wissenschaftliche Unsicherheiten in diesem 

Bereich bestehen, werden seitens des Umweltressorts Vorbehal­

te gegen räumliche und zeitliche Ausweitungen von Feldversu­

chen mit gentechnisch veränderten herbizidresistenten Pflan­
zen geäußert. Eine vorsichtige Herangehensweise im Sinne des 
Vorsorgeprinzips sollte zu einer Verhinderung möglicher öko­
logisch nachteiliger Effekte beitragen. 

Soferne Freisetzungen im kleinen Ausmaß zu Forschungszwecken 

und mit den entsprechenden Vorsorgemaßnah~en zur Verhinderung 

des Transfers des jeweiligen Herbizidresistenzgens auf land­

wirtschaftliche Nutzpflanzen derselben Art oder. verwandte 

Wildarten durchgeführt werden, bestehen seitens meines 
Ressorts keine prinzipiellen Einwände gegen die Freisetzungen 

von Pflanzen, die Herbizidresistenzgene - auch in Kombination 

mit anderen Genen - enthalten. 

Das Umweltministerium ist der Ansicht, daß die zu den beiden 
Anträgen abgegebenen Stellungnahmen im Einklang mit den ein­

stimmig beschlossenen Empfehlungen der parlamentarischen 
Enquetekommission "Technikfolgenabschätzung am Beispiel der 
Gentechnologie 11 - insbesondere mit dem Kapitel "Landwirt-

schaft und Umwelt" - stehen. 
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Im Falle des Radicchio rosso ist die durch die gentechnische 
Veränderung erzielte Ertragssteigerung nicht als sozial 'un­
verträglich einzustufen, da bei dieser Nutzpflanze keine 
Überschußproblematik besteht. Die kritische position meines 
Ressorts zum Maisantrag (hinsichtlich der Herbizidresistenz) 
steht im Einklang mit den Bedenken der Enquetekommission zur 
"Gefahr der Verschärfung der Industrialisierung der Landwirt­

schaft und der Konzentrationstendenzen sowie die Gefahr der 

Verstärkung der Abhängigkeit von Vorleistern". 

Wie in der Antwort zu Frage 1 ausgeführt, sind aufgrund des 

in der letzten Legislaturperiode vom Parlament beschlossenen 

Gentechnikgesetzes die Bundesministerin für Gesundheit und 
Konsumentenschutz und der Bundesminister für Wissenschaft, 
Forschung und Kunst für dessen Vollziehung und daher auch für 
die angesprochene Information der Öffentlichkeit zuständig. 

Der Vertreter des Umweltressorts hat anläßlich der konstitu­

ierenden Sitzung der Gentechnikkommission die regelmäßige 

Information der Öffentlichkeit durch die Gentechnikkommission 
nach dem Vorbild anderer Länder (Norwegen, Niederlande, Groß­
britannien etc.) angeregt. Dabei könnten allgemeine Entwick­
lungen auf dem Gebiet der Gentechnologie und im besonderen 

auch nationale oder EU-weite Produktanträge (wie .z.B. solche 
betreffend herbizidresistente Pflanzen) angesprochen werden. 

Die in der Frage angesprochenen Probleme sind differenzierter 

zu betrachten, da verschiedenen Herbizide auch verschiedene 
Eigenschaften hinsichtlich ihrer biologischen Abbaubarkeit 

bzw. Persistenz, ihrer Ökotoxizität auf Nichtzielorganismen 
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(inklusive Boderunikroflora), ihrer Beeinflussung der Frucht­
folge, ihrer Anwendungsart, -menge und -häufigkeit aufweisen. 
Studien aus Dänemark, über die im Rahmen eines Workshops bei 

einern Treffen des Komitees der für die EU-Richtlinie 
90/220/EWG zuständigen Behörden im Februar 1995 berichtet 

wurde zeigen zudem, daß die Auswirkungen auf den Herbizid­

gebrauch nicht nur vorn Herbizid, sondern auch von der 

Nutzpflanze abhängig sind. 

Die Fragen der möglichen Übertragung von Herbizidresistenz­
genen auf andere Kulturpflanzen oder verwandte Wildarten, der 
möglichen Kumulation von multiplen Herbizidresistenzen in 

Beikräutern, der Beeinflussung des Bodenlebens sowie der 
Fruchtfolge sind aus der Sicht meines Res~orts zentrale Kri­
terien bei der Beurteilung von herbizidresistenten Pflanzen 
und können nicht isoliert von der Herbizidzulassung betrach­

tet werden. 

Zur Zeit ist eine vorn Umweltbundesamt in Auftrag gegebene 
Studie mit dem Titel "Analyse ökologischer Auswirkungen land­

und forstwirtschaftlicher Nutzpflanzen und eingeführter 
Pflanzen als Basis für die Beurteilung gentechnisch veränder­
ter Pflanzen" in Arbeit. Unter anderem sollen darin auch Um­
weltauswirkungen von Sorten mit verschiedenen Resistenzen, 
die auf konventionellem züchterischen Weg erreicht wurden, 

identifiziert werden. Empfehlungen für die Berücksichtigung 

derartiger Erfahrungen bei der Beurteilung gentechnisch ver­

änderter Nutzpflanzen sollen bis Ende 1995 veröffentlicht 
werden. 

Die fachliche Stellungnahme zu den vorliegenden Inverkehr­

bringungsanträgen wurde vorn Umweltbundesamt erarbeitet. Auf 

Grund der dort vorhandenen Expertise zu den Bereichen Pflan­

zenschutzmittel, aquatische Ökologie, terrestrische Ökologie 
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(inklusive Landwirtschaft) und Wald, sowie der spezifischen 

Expertise im Bereich Gen- und Biotechnologie wurde dabei 
selbstverstandlich ein interdisziplinarer Ansatz verfolgt. 
Darüber hinaus wurden Fachgesprache mit zahlreichen in- und 
auslandischen Expertinnen und Experten geführt, sowie die 
fachspezifische und facherübergreifende Literatur studiert. 

Das Umweltressort erachtet die diesbezüglichen Empfehlungen 

der parlamentarischen Enquetekommission als Leitlinie auch 
für eine künftige Beurteilung des Inverkehrbringens gen­

technisch veranderter Nutzpflanzen. Neben den genannten Kri­
terien stellt der mögliche Beitrag solcher Sorten zu oder der 
etwaige Konflikt mit einer nachhaltigen Landwirtschaft eine 
übergeordnete Überlegung dar. Ob die EU-Richtlinie 90/220/EWG 
über die zentralen Beurteilungskriterien der Sicherheit gen­
technisch veränderter Pflanzen hinaus auch Fragen der land­

wirtschaftlichen Praxis mitabdeckt, wird zum gegenwärtigen 

Zeitpunkt jedoch innerhalb des Komitees unter den 
Mitglieds-Staaten kontroversiell diskutiert. 

ad 10 

Seitens meines Ressorts wird der Einsatz von Biopestiziden, 

sofern diese gegenüber herkömmlichen Pestiziden umwelt­

vertraglichere Eigenschaften aufweisen, grundsatzlich be­

grüßt.Die verschiedenen Bacillus thuringiensis (B.t.) Toxine 
bieten aufgrund ihrer höheren Spezifitat gegenüber Schadin­
sekten und rascheren Abbaubarkeit eine Reihe von Vorteilen. 
Das mit Hilfe gentechnischer Methoden in Mais eingebrachte 
verkürzte cryIA(b)-Genprodukt entfaltet dieselbe insektizide 

Wirkung wie in Praparaten aus natürlich vorkommenden Bakte­
rien. Eine geeignete landwirtschaftliche Praxis sollte jedoch 
sicherstellen, daß aufgrund der geanderten und verstärkten 

Anwendung des Toxins (Expression in der Pflanze anstelle 

1171/AB XIX. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original) 7 von 13

www.parlament.gv.at



- 8 -

eines Sprays) Resistenzen bei den Schadinsekten hintangehal­

ten werden. Durch diese könnte nämlich ein ökologisch ver­
trägliches und daher wünschenswertes Produkt in seiner zu­

künftigen Anwendung bedroht sein. 

Ob die Resistenzproblematik gegenüber konventionellen B.t. -
Applikationen (Sprays) durch den Einsatz von gentechnisch 
veränderten Pflanzen, die B.t. - Proteine exprimieren, ver­

stärkt wird, wird zurzeit kontroversiell diskutiert (siehe 

z.B. McGaughey 1994, Roush1994). Die potentiellen negativen 

Auswirkungen werden von der Pflanze, dem Ökosystem und der 

landwirtschaftlichen Praxis abhängen. Solange diese wissen­
schaftliche Debatte zum evolutionären Druck auf Resistenzent­
wicklung bei den Ziel-Schadinsekten besteht, sollte nach 
Meinung meines Ressorts eine vorsichtige position zur Ver­
marktung B.t. - Proteine exprimierender gentechnisch verän­
derter Pflanzen eingenommen werden. Mein Ressort hat daher in 

der Stellungnahme zum Mais-Antrag ein über die Pläne des 
Antragstellers hinausgehendes umfassendes Monitoringprogramm 
im Falle eines Inverkehrbringens gefordert. Dies wäre eine 

einmalige Möglichkeit für einen Beitrag zur Klärung der oben 
dargestellten Problematik, sowie zur frühzeitigen Detektion 
von und Reaktion auf etwaige Resistenzen. 

Konkrete Forschungsprogramme und wissenschaftliche Projekte 

zu dieser Thematik wurden von meinem Ressorts bisher nicht 
durchgeführt. 

Literatur: 

McGaughey, W.H. (1994). Problems of insect resistance to 

Bacillus thuringiensis. Agriculture, Ecosystems and Environ­
ment~, 95-102. 

Roush, R.T.· (1994). Managing Pests and their resistance to 

Bacillus thuringiensis: Can transgenic crops be better than 

sprays? Biocontrol Science and Technology A, 501-516. 

'. 
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ad 11 

Das Bundesministerium für Umwelt hat keine Kompetenzen im 
Bereich Lebens- und Futtermittel und hat daher keine For­
schungen und wissenschaftlichen Projekte zur ernährungsphy­

siologischen und qualitativen Bewertung von gentechnisch 

veränderten Pflanzen als neue Nahrungsmittel durchgeführt. 

Den angesprochenen Aspekten messe ich jedoch große gesund­
heits- und konsumentenpolitische Bedeutung bei. 

ad 12 

Im Falle des Radicchiorosso ist die durch die gentechnische 

Veränderung erzielte Ertragssteigerung (durch männliche Ste­

rilität und damit verbundene Hybridsaatgutgewinnung) aus der 

Sicht meines Ressorts nicht als sozial unverträglich einzu­

stufen, da bei dieser Nutzpflanze keine Überschußprob.lematik 
i. 

besteht. Inwiefern beim Mais die Einführung des B.t. - Gens 

und des Herbizidresistenzgens zu einer breiteren Anwendung 
von Mais führen wird, kann aus der. Sicht meines Ressorts 
zurzeit nicht abgeschätzt werden. Die Überschußproblematik 

wird aber auch maßgeblich von der beabsichtigten Verwendung 
des Produkts (Nahrungs-, oder Futtermittel, Gewinnung von 

erneuerbaren Rohstoffen wie Stärke etc.) beeinflußt. 

Seitens meines Ressorts wurden keine Forschungen und wissen­

schaftlichen Projekte zur sozioOkonomischen Bewertung von 
gentechnisch veränderten Pflanzen durchgeführt. 

ad 13 

Nach § 63 Abs. 2 des Gentechnikgesetzes steht dem Bundesmini­
ster für Gesundheit und Konsumentenschutz ein solches Vor­

schlagsrecht zu. Nach § 63 Abs. 3 hat der Bundesminister für 
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Gesundheit und Konsumentenschutz nach Anhörung der Gentech­
nikkornrnission einen Vorschlag zu erstatten, der dann von der 
Bundesregierung aufgegriffen und im Rahmen einer Verordnung 

erlassen werden kann. 

Dieses Verfahren sollte gegebenenfalls nicht nur bei in 

Österreich entwickelten Produkten, sondern auch bei Produkten 
aus den übrigen EU-Mitgliedsländern angewendet werden, da 
eine mögliche soziale Unverträglichkeit in beiden Fällen 
gegeben sein kann. 

/. 
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BEILAGE 

ANFRAGE 

der Abgeordneten Voggennuber, Wabl, Fret;ndinnen und Freunde 

an den Bundesminister für Umwelt 

betreffend Inverkehrbringung gentechnisch veränderter, herbizidresistenter Nutzpflanzen 

Nach unse:en informationen wurden im Zeitraum März! April/Mai 1995 im Rahmen de~ 
Durchführung der Richtlinie 90/220/EWG zwei Anträge der EU-Kommission (DG XI) zur 
Inverkehrbringung gentechnisch veränderter, herbizidresisten~er Nutzpflanzen (Mais, 
Radicchio), an die zuständige österreichische Behörde zur Stellungnahme bzw, zum 
Vorbringen begründeter Einwände übermittelt. \Vir nehmen an, daß Ihr Ressort im Rahmen 
der Erarbeitlmg einer iialionalen Position bezüglich der Inverkehrbrir.gung solcher 
herbizidresiscenter GV -Pflanzen zur Stellungnahme und Mitwirkung aufgefordert wurde, 

Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher folgende 

ANFRAGE: 

1. Ist l~nen bekannt, daß im Zeitraum Mä ... zI April/Mai 1995 im Rahmen der 
Durchführung der Richtlinie 90/220/EWG zwei Anträge der EU-Kommission zur 
Inverkehrbringung gen technisch veränderter, herbizidresistenter Nutzpflanzen (Mais, 
Radic:hio) an die zust..3.ndige österreichische Behörde zur Stellungnahme bzw. zum 
Vorbringen begründeter Einwände übermittelt wurden? Stimmt es, daß Ihr Ressort im 
Ra.'1rr.en der Erarbeitung einer r.ationalen Position bezügiich der Inverkehrbringung 
solcher herbizidresistenter GV -Pflanzen zur Stellungnahme ur.d Mitwirkung 
aufgefordert wurde? 

2, Steher: diese InverkehrbringUtlgsanträge bzw. Teile dieser Anträge dem Parlament und 
der Öffentlichkeit zur Verfügung? \Velche Informationen haben Sie über d:e 
Beschreibung des GVO, den Anmelder (Name und Anschrit't), den Zweck der 
Freisetzung bz·J.·. I:;verkehrbringung, die Verfahren und Pläne zur Überwachung des 
GVO, ~otfallm::lßnahmen und über jene Teile der Anträge, die eine Beurteilung der 
yorhersehbaren \Virk.l.mgen! insbesondere pathogene und ökologisch störende 
Wirkungen, ermöglichen? 
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3. Stehen die bezügiich dieser Ar.t:-tige: erfolgte:: Stdlungnahmen bzw. begründeten 
Eir.wände Ihres RessortS im Rahmen Ge~ Be\.!neilung dieser GY-Pflanzen dem 
Parlament t.:nd der Öffentlichkeit zur Verfügui1g? Würden Sie uns diese 
Stellungnahmen den P2.~l~.ment~kLbs ZLlsenden la~sen? Wenn r.ein. warum nicht? 

4. Welche inhailliche Posistlor. 
herbizid resistenten G \i -P ;lanzen 
Anträge eingenommen? 

hat !!1r Ressort zur Inverkehrbringung von 
:,jsher u:1d bezüglich der beiden yorliegenden 

5. Können Sie gewährleisten, daß die Vorgangsweise ul1d die Ergebnisse dieser 
Stellungnahmen nicht im Widerspruch zu den einstimmig beschlossenen 
Er.1pfehlungen der parlamentarischen Enquete-Kommission betreffend 
··Technikfolgenabschä:.zur.g am Beispiel der Gentechnologie" stehen? 

6. Welche Maßr;ahmen und Aktivitäten wurden von seiten Ihres Ressorts bisher gesetzt. 
um die Öffentlichkeit bezüglich des Vorliegens von Anträgen zur lnvcrkehrbringung 
von herbizidresistenren GV -Pflanzen zu informieren b2.w. der Öffentlichkeit 
diesbezügliche Informationen zugänglich zu machen? Was hat Ihr Resson bisher 
lln~ernommen, um eine b=-eiler~ ÖffentiichkeiL - im Sin:1e des demokratischen Prinzips 
des österreichischen Gen~~chnikgesetzes • in den Entscheidungsprozeß bezüglich der 
Inverkehrbringung von i1erbizidrc.sistenren GV-POanzen einzubinden'? 

7. 1st 1hnen bekannt, daß die gentechnische Veränderung von Kulturpflanzen, indem 
eiesen artfremde Resistenzgenegegen ein spezifisches (firmeneigenes) Herbizid 
überuagen wurde, und die folgend:: breite Anwendung dieser GVwPflanzen zusammen 
mit dem entsprechende:: dazu passenden Herbizid zu schwerwiegenden ökologischen 
Schäden, insbesondere zu eirier Störung des Bodenlebens und zu einer 
eindimensionalen Beeir:f:u$$t:ng v .. ~n Fruchtfolg~n führen kann? Welche Forschungen 
und wissenSChaftlichen Projekte zur ökoiogischen Bewenung von herbizidresistenten 
GY-Pflanzen wurden b:sher bzw. werden im Ra.'lmen der Forschungsagenden . in 
Ihrem Ressort durchgeführt? 

8. Welche Institutionen und Expenlnnen in Ihrem Ressort bzw. im Auftrag Ihres 
Ressons wurden mit der Bewenung der synergistischen und ökologischen 
\Virkungszusammenhär:ge von Herbizidresisrenzen zur' Formulierung möglicher 
Einwände bezüglich dei vorliegenden Inverkehrbnr;gungsar.trägc b~uftragt, und 
wurde dabei ein interdisziplinärer Ansatz verfolgt? 

9. Können Sie innerhalb rl1re$ Ressorts gewährleisten ,daß bei der zukünftigen 
Yorgangsweise und E:arbeitllng inhaltlicher Positionen zur Bewerrung der 
Inverkehrbringung VQ:l GV-Pf1anzen die Empfehlungen der ;:'J.r1amenta.-ischen 
E~quete-Kommission b;:!:reffe:ld "Technikfoigenabschätzung am Beispiel der 
Gentechnologie" In bezwg ~uf Landv .. irtschaft und Umwelt (insbe$ond~re die zemraler. 
K:iterien der Sicherheit ~;')d Beachtung synergistischer \Virkungszusammenhänge, der 
RückholbarKeit und .:~r 6ko!ogischen \Virl"Ungszusamrnenhänge und an die 
begleitende Wirkungs- '.inc Risikoforschung) eingehalten werden? 
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10. Ist Ihnen bekan;;t, daß die gerltechnische Veränderung von Külturp:lanzen (in diesem 
Fall Mais), inden,: diesen ein artfremdes Toxingen \'on Baci!ll.!s turingiensis (B.t.) 
übenragen wurde. und die folgende breite Anwendung dieser G\' -Pflanzen zu einem 
ResistenzwettlJ.t.:r :nit de~ betroffenerl Schädlingen füh:-en kann, 1,ij",d daß in der Foige 
cas ökoiogischc Gleichgewicht zwischen natürlichen Nützlingen uno 
Schadorganisrnen, '.;,:as insbeso::dere iür die langfristig erfolgreiche Durchführung d~s 
Biologischen Lar.db2.;.,;es von Bedeutung iSi, schwer,.l..'iegend gestört werden kann? 
Welche Forschur.ge:; u:-:d wissenschaftlichen Pmjekte zur ökologischen Bewertung der 
Übertragung von B.t.-Ge\ler. auf Kulturpflanzen \I!urdenbis:ler bzw. werden i:71 
Rahmen der Forscht.;ngs::.gende~ in Ihrem Ressort durchgeführt? 

I!. Ist Ihner~ bekann:. Jaß die gentechnisch~ Verä.nderung von Kulturpflanzen, indem 
diesen Gene gegen s~ezitische Herbizide und indem diesen artfremde Toxingene von 
Bacillus wringiensis (S. t.) übc:rtragen wurden, und die folgende breite Anwendung 
dieser Gy-?na:lZ.en zu anderen Nahrungsmitteln mit etner andere:1 
Proteinz:Jsammensetz.ung tmd mit anderen Inhaltsstoffen fUhrt. sodaß cie 
gesundheitliche Unbedenklichkeit solcher n~uer Nahrungsmittei in Frage gestellt ist? 
Welche Forschungen lind wissenschaftlichen Projekte zur ernähriJngsphysiologischen 
lind qU21itativen Bewe=-wng von GY-Pflanzen als neue Nahrungsmittel wurcen bis!ie:­
ozw. werden im Rai1ll1e:~ der Forschungsagenden in Ihrem Resson durchgeführt? 

12. Ist Ihnen beka.nnt, ca3 die ger.lechnische Veränderung von Kulturpflanzen, indem 
diesen Gene gegen spezi tische Herbizide und anfremde Toxingene von Bacillus 
turii'lgi~nsis (R. t.) über.ragen wurden und indem diesen durch gentechnoiogische 
Veränderungt!n die Eigenschaft der männiichen Sterilität zur Ausdehnung oe: 
Hybridzüchtung a.nmanipuiiert wurde, und die folgende breite An·J.·endung dieser GY'­
Pt1anzen zu höhere:1 Erträgen, zur landwirtschaftlichen Produktivitätssteigerung une 
zu weiterem mor.oku::urelicll Anbau in agrarisch begünstigten Gebieten führt, soda:} 
sChwcr,l,'iegende sozioökonomisch· nachteilige Folgen und somit eine sozia:e 
Unver:räglichkeit Z:.l e:-\vanen sind: Welche FO:'schungen und wi5senschaft1iche~. 
Projekte zur sozioökonomischel! BewertunS! von GV-?flanzen wurden bisher bzw. 
werderl im .Rahm~n de:- Forschungsagenden in Ihrem Ressort durchgerührt? 

13. Glauben Sie nicht, caß es aufgrund der zunehmenden bverkehrbringungsantIäge für 
GY-Pflanzen im R:1nmen der EU-Ric~tiinie 90f:220fEWG, insbesondere aber aufgrund 
d~r Inv erkehrbri:lgL.:ig herbi2idre:ii5tcnter GV -Pflanzen hoch an der Zeit ist, el:: 
Prüfv~jfahrl:!n du f soz::<?J:: Unverträglichkeit nach § 63 des Österreichischt!:: 
Gentec~:1ikgesetzes fa~hlich ·.'Mzubereiten ~;nd in der Folge ein solches einzuleite~? 
Sind dab~i nicht die einstimmig bescl110ssenen Empfehlungen der parlamenrarischen 
Enquete-Kommissi0n betieffend "Tech:'1ikfolgenabschät2ung am Beispiel de: 
Ge:ntec:-!:lologic" ZCl bc;0cksich{ig~r., w~khe diesbezüglich fo!g~:1derrnaßcn lauten: 
"Sobald die 4.nv.:cndllng .;~ntech:1ischer Mitt~ und Verfahren zu:, 
Produk:;"~}:its:)teige",u;1g zur \'erS~h2.rfung der tverschlßpJblt;ma:~pef#,g~, ist $,e 
zJ S so_zi::.! {\erträ~ ich c-inzus[u fe:1"? 
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